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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Im Oktober 2020 publizierte der Bundesrat erstmals eine aussenpolitische Strategie
für den Mittleren Osten und Nordafrika, die den Rahmen für sämtliche Aktivitäten der
Schweiz in der MENA-Region von 2021 bis 2024 bilden soll. Grund für die erstmalige
Erarbeitung einer eigenen geografischen Strategie für diese Region sei unter anderem
die geografische Nähe, die wichtige Rolle der Schweiz bei der Friedensförderung und
der Guten Dienste und die Schlüsselrolle für die Sicherheit der Schweiz hinsichtlich
terroristischer Anschläge und steigenden Migrationsdrucks, erklärte der Bundesrat.
Auch in der Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 gelte sie als eine
der vier Schwerpunktregionen. 
Die geografische Teilstrategie stehe wie die übergeordnete Aussenpolitische Strategie
2020-2023 im Zeichen des Whole-of-Government-Ansatzes, mithilfe dessen alle
Departemente, die Bundeskanzlei und das Aussennetz der Schweiz an einer kohärenten
Umsetzung der Aussenpolitik beteiligt werden sollen. Die Strategie unterscheidet
zwischen thematischen Schwerpunkten – Frieden, Sicherheit und Menschenrechte;
Migration und Schutz von Menschen in Not; nachhaltige Entwicklung; Wirtschaft,
Finanzen und Wissenschaft; Digitalisierung und neue Technologien – und geografischen
Schwerpunkten – Nordafrika; Naher Osten; Arabische Halbinsel und Iran. Für jede
Teilregion wurden die drei wichtigsten Themenbereiche der Schweiz definiert und
zudem für jedes Land individuell die aussenpolitischen Prioritäten festgelegt. 

Der Bundesrat erläuterte im Strategiepapier, dass sich die Schweiz in Nordafrika vor
allem auf ihr Engagement für eine gute Regierungsführung, eine nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung und eine sichere Migration fokussieren werde. Durch die
Schaffung nachhaltiger Perspektiven in den Herkunftsländern und den Abschluss neuer
Migrationsabkommen soll irreguläre Migration verhindert werden. Die Förderung des
Mitspracherechts der Bevölkerung und Initiativen zur Verbesserung der
wirtschaftlichen Perspektiven stünden in dieser Region daher im Mittelpunkt, so der
Bundesrat. Im Nahen Osten wolle sich die Schweiz weiterhin an der Suche nach einer
politischen Lösung für die Konflikte in Syrien, Israel und Palästina beteiligen. Zudem
versuche man in diesen Ländern die Berufsbildung zu fördern und den Zugang zum
Arbeitsmarkt zu verbessern. Mit Israel sollen darüber hinaus Partnerschaften im Bereich
Fintech und Medtech abgeschlossen werden. Auf der arabischen Halbinsel und im Iran
ist die Schweiz bereits aufgrund des Schutzmachtmandats der USA in Iran und zwischen
Iran und Saudi-Arabien sehr aktiv. Zukünftig soll der bilaterale Dialog zwischen den
Staaten der Region, auch im Hinblick auf den seit Jahren andauernden Jemen-Krieg,
intensiviert werden, um die Sicherheit und Stabilität der Region zu stärken. Auch neue
Wirtschafts- und Finanzkooperationen sollen umgesetzt werden, da sich viele Staaten
in der Region aufgrund der volatilen Erdölpreise um eine Diversifizierung ihrer
Wirtschaft bemühten, stellte der Bundesrat im Bericht fest. Da diese Staaten auch
allesamt vom Klimawandel betroffen seien, nicht zuletzt wegen Wasserknappheit, legten
sie sehr viel Wert auf einen nachhaltigen Umgang mit natürlichen Ressourcen und auf
nachhaltige Energieträger. Für Schweizer Unternehmen, die sich auf entsprechende
Technologien spezialisiert haben, böte die geplante Energiewende vielfältige
Expansionsmöglichkeiten. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.10.2020
AMANDO AMMANN

Das EDA publizierte im Juni 2021 die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024, welche die
in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 aufgeführten Ziele und Prioritäten für
den universellen Schutz der Menschenrechte im Detail darlegten. Gemäss Botschaft des
Bundesrats zur Strategie setzt sich die Schweiz für die Universalität, Interdependenz
und Unteilbarkeit der Menschenrechte ein und stärkt den internationalen
Rechtsrahmen zum Schutz dieser Rechte. In den Leitlinien wurde ein spezieller Fokus
auf die Einhaltung der Meinungsäusserungsfreiheit, die Abschaffung der Todesstrafe,
die Einhaltung des Folterverbots und den Minderheitenschutz gelegt. Zudem führte das
Dokument aus, wie die Menschenrechte in den Bereichen Frieden und Sicherheit,
Wirtschaft sowie Nachhaltigkeit gefördert werden sollen. Im Bereich «Frieden und
Sicherheit» fokussieren sich die Bemühungen der Schweiz auf die Arbeit innerhalb der
UNO sowie auf spezifische Massnahmen zur Friedensförderung, wie
Mediationsprozesse, Friedensoperationen, Beobachtermissionen oder
Wahlüberwachung. Der Schwerpunkt «Wirtschaft» umfasst insbesondere die

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.06.2021
AMANDO AMMANN
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Zusammenarbeit mit jenen Schweizer Unternehmen, welche durch ihre Aktivitäten im
In- und Ausland die Meschenrechtslage in verschiedenen Ländern beeinflussen können.
Für die Schweiz stehen laut Leitlinien bei der Umsetzung die UNO-Leitprinzipien für
Wirtschaft und Menschenrechte im Zentrum des Interesses. Damit diese auch im
digitalen Raum gewährleistet werden können, nutzt die Schweiz die in der Strategie
Digitalaussenpolitik 2021-2024 definierten Instrumente, wie den Standort Genf, der als
wichtiges Zentrum für digitale Gouvernanz gilt. Der thematische Schwerpunkt
«Nachhaltigkeit», der sich auch in der Aussenpolitischen Strategie findet, soll im
Bereich der Menschenrechte vor allem zur Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen, wie etwa die
nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen oder die Erfüllung des Pariser
Klimaabkommens, beitragen. Das soll unter anderem durch den Einsatz der Schweiz für
die Durchsetzung des Rechts auf Wasser, Bildung und Gesundheit erreicht werden. Das
EDA vertritt den Standpunkt, dass eine intakte Umwelt nicht nur eine Voraussetzung für
die Umsetzung der Menschenrechte ist, sondern dass der Respekt der Menschenrechte
– beispielsweise die Mitwirkungsrechte der betroffenen Bevölkerung – auch zu einer
nachhaltigeren Umweltpolitik führen kann. In diesem Sinne fordern in der UNO und im
Europarat mehrere Staaten die Anerkennung eines Grundrechts auf eine sichere,
saubere, gesunde und nachhaltige Umwelt. An dessen Verwirklichung könne sich die
Schweiz auf multilateraler Ebene ebenfalls beteiligen, so der Bundesrat. Zu den
wichtigsten bilateralen und multilateralen Methoden der Umsetzung dieser
Massnahmen gehören Aktivitäten des schweizerischen Aussennetzes,
Menschenrechtsdialoge und Initiativen im Rahmen der UNO und der OSZE. 2

Der Bundesrat veröffentlichte im Februar 2022 die Amerikas-Strategie 2022-2025 der
Schweiz, eine von insgesamt vier geografischen Folgestrategien zur Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Diese diene gemäss Bericht der Verbesserung der Kohärenz der
Aktivitäten auf dem amerikanischen Kontinent (Nord-, Zentral- und Südamerika). Der
Bundesrat unterscheide dabei zwischen fünf geografischen Schwerpunkten: den USA;
Kanada; den «Jaguaren» Lateinamerikas (Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien,
Mexiko, Peru); den IZA-Ländern des EDA (Bolivien, Haiti, Honduras, Kuba, Nicaragua);
und ausgewählten Regionalorganisationen. 
Für die Zusammenarbeit mit den USA und Kanada seien alle vier Schwerpunktthemen
der Aussenpolitischen Strategie (Frieden & Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit,
Digitalisierung) relevant, da beide Staaten nicht nur wirtschaftlich, sondern auch
kulturell extrem eng mit der Schweiz verbunden seien. Als Mitglieder diverser
multilateraler Organisationen seien die beiden Länder in vielen Gebieten wie dem
Klimaschutz, der Digitalisierung oder der Sicherheitspolitik tonangebend. 
Lateinamerika und die Karibik seien eigentlich keine Schwerpunktregion der Schweizer
Aussenpolitik, trotzdem habe die Schweiz auch in diesen Gebieten bedeutende – vor
allem wirtschaftliche – Interessen. Während der Fokus der Kooperation bei den Jaguar-
Staaten ähnlich breit wie im Falle der nordamerikanischen Staaten gelagert sei, spiele
die Digitalisierung im Falle der IZA-Länder keine Rolle. Man habe sich im Rahmen der
IZA-Strategie 2021-2024 dafür entschieden, die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit
des EDA in Lateinamerika und der Karibik bis Ende 2024 schrittweise abzubauen. Die
Schweiz setze ab 2025 aber in diesen beiden Gebieten weiterhin auf Engagements in
multilateralen Organisationen; auf die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit des
SECO; auf die Förderung von Frieden; Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte; auf die
Humanitäre Hilfe; auf Globalprogramme zu Klimawandel, Wasser, Ernährung,
Gesundheit und Migration, sowie auf den Kulturaustausch. 
Über die Regionalorganisationen, in denen die Schweiz Mitglied ist oder
Beobachterstatus hat, versuche die Schweiz ihre Interessen und Werte zu stärken. Sie
konzentriere sich dabei auf die Themen Frieden und Sicherheit, Wohlstand und
Nachhaltigkeit, indem man die regionale Zusammenarbeit und den Austausch von Best
Practices fördere und die Handlungsfähigkeit der regionalen Organisationen stärke. 
Für die Umsetzung der Strategie arbeite man einerseits mit Gast- und Drittstaaten,
andererseits mit internationalen Organisationen, Universitäten, NGOs und privaten
Unternehmen zusammen. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 16.02.2022
AMANDO AMMANN
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Bundesrat verabschiedete im März 2021 erstmals eine offizielle Schweizerische
China-Strategie, welche konkrete Ziele und Massnahmen der Schweizer China-Politik
für die Jahre 2021-2024 beinhaltete. In seiner Medienmitteilung begründete der
Bundesrat die Relevanz der Strategie mit den aktuellen geopolitischen Entwicklungen,
insbesondere der Konkurrenz zwischen den Grossmächten USA und China, die nicht im
Interesse der Schweiz sei. Als Sitz internationaler Organisationen sehe sich die Schweiz
vielmehr als Brückenbauerin, um chinesische und westliche Vorstellungen zum
allseitigen Nutzen zu verbinden, gemeinsame Standards zu erhalten und diese
weiterzuentwickeln, führte der Bundesrat in der Strategie aus. Darüber hinaus verwies
er aber auch auf grundlegende Wertedifferenzen zwischen der Schweiz und deren
drittgrösstem Handelspartner, welche eine «kohärente Politik gegenüber China»
unumgänglich mache. Die Strategie, die im Rahmen eines interdepartementalen
Prozesses erarbeitet wurde, leitete ihre inhaltlichen Schwerpunkte – Frieden und
Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit, Digitalisierung – aus der übergeordneten
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 ab.
In Bezug auf Frieden und Sicherheit stehen laut Medienmitteilung die globale und
regionale Sicherheit, der Multilateralismus, die innere Sicherheit der Schweiz – zu
denken ist dabei etwa an Industriespionage gegen Schweizer Unternehmen und
politische Spionage der tibetanischen Diaspora – und die Menschenrechte im
Vordergrund. Vor allem die Gewährleistung individueller Grundrechte sollen ein
essentieller Bestandteil der gemeinsamen Beziehungen sein. Aus diesem Grund zeigte
sich der Bundesrat bereit, den seit 2019 sistierten Menschenrechtsdialog mit China
auch im Zeitraum 2021-2024 weiterzuführen. Werte- und Systemdifferenzen seien
auch bei der Digitalisierung ein Problem, da sich die Schweiz für einen ungeteilten
digitalen Raum unter Achtung der völkerrechtlichen Grundsätze einsetze. Dabei bilde
die Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 die Grundlage für den Austausch und
Umgang mit China. China und chinesische Firmen seien aktive Mitglieder von in Genf
ansässigen internationalen Organisationen und Multistakeholder-Prozessen, welche
sich mit Themen wie dem digitalen Handel oder Cyberspace auseinandersetzen. Daher
sei das internationale Genf gut positioniert, um an der Bewältigung von
Herausforderungen der Digitalisierung mitzuwirken. 
Beim thematischen Schwerpunkt Wohlstand verwies der Bundesrat in der Strategie
hauptsächlich auf das Ziel eines diskriminierungsfreien, marktbasierten und gegenseitig
vorteilhaften Zugangs für Waren, Dienstleistungen und Investitionen. Man strebe daher
die Modernisierung des Freihandelsabkommens aus dem Jahr 2013 an und analysiere
die Bedeutung des Investitionsabkommens zwischen der EU und China. Bei diesem
Bereich besteht die Strategie nachdrücklich darauf, dass China seiner Verantwortung in
multilateralen Gremien wie der WTO, IWF, Weltbank, OECD nachkommen müsse.
Mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit fokussiere die Schweiz bei chinesischen
Infrastrukturprojekten auf Klima und Umwelt, Gesundheit, einen nachhaltigen
Finanzsektor und die Entwicklungszusammenarbeit, wobei die Agenda 2030 der UNO
als Referenzrahmen diene. China stünden beträchtliche Handlungsmöglichkeiten zur
Beeinflussung der globalen Nachhaltigkeit zur Verfügung, weshalb die Schweiz unter
anderem in Bezug auf das Klimaübereinkommen von Paris eine gewisse
Erwartungshaltung China gegenüber vertrete.  
Der Bundesrat beschloss zur Verfolgung dieser Ziele drei Handlungsgrundsätze, welche
die bilateralen Beziehungen prägen sollen. Erstens verfolge die Schweiz eine
eigenständige China-Politik, wobei eine Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen
schweizerische Interessen bestehen, angestrebt werde. Man vertrete dabei
«selbstbewusst die Grundwerte der Schweiz, wie sie in der Verfassung stehen».
Zweitens setze sich der Bundesrat für die Einbindung Chinas in die liberale
internationale Ordnung und in die Bewältigung globaler Herausforderungen ein. Wo ein
Mehrwert resultiert, stimme sich die Schweiz verstärkt mit gleichgesinnten Parteien ab.
Drittens verfolge der Bundesrat einen ausgewogenen, kohärenten und koordinierten
Ansatz gegenüber China, wobei der Austausch zwischen Parlament, Kantonen,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor gefördert werden soll. 
Den letzten Grundsatz bezeichnete der Bundesrat als «Whole-of-Switzerland»-Ansatz.
Um die Umsetzung der Strategie optimal auszugestalten, sind unter anderem die
Förderung von China-Kompetenzen in- und ausserhalb der Bundesverwaltung, die
Schaffung neuer Koordinationsgremien in der Verwaltung und ein
Informationsaustausch mit Akteuren ausserhalb der Verwaltung vorgesehen. Ein neu
geschaffener interdepartementaler Koordinationsausschuss soll den Informations- und
Erfahrungsaustausch zwischen allen mit China befassten Bundesstellen verbessern.
Nebst dieser verwaltungsinternen Koordinationsinstrumenten verfügt die «offizielle
Schweiz» gemäss Bericht über beinahe dreissig bilaterale Dialoge mit China, die von

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.03.2021
AMANDO AMMANN
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verschiedenen Ämtern der Verwaltung geführt werden. Dazu kommen die
diplomatischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Vertretungen in China selbst.
Auch im multilateralen Kontext interagiert die Schweiz mit China und kann so einen
Dialog führen. Zusätzlich helfe auch der Austausch mit gleichgesinnten Drittstaaten
über China, die Schweizer China-Kompetenzen zu stärken, führte der Bericht aus. 

Die Reaktionen auf die mit mehreren Monaten Verspätung veröffentlichte Strategie
fielen in den Medien gemischt aus. Die Aargauer Zeitung zeigte sich angesichts der
schwierigen Beziehungen zu China in der jüngeren Vergangenheit – der
Menschenrechtsdialog war 2019 ausgesetzt worden – positiv überrascht davon, wie
offen Bundesrat Cassis Reizthemen wie die Menschenrechte und die Unterdrückung
von Minderheiten ansprach. Sie sprach aber auch den «China-Spagat» der Schweiz an,
der einer Gratwanderung zwischen Wirtschaftsinteressen und Menschenrechten
gleichkomme. Die WOZ erklärte sich die «devote Haltung des Bundesrats» mit der
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Schweiz und zeigte sich enttäuscht darüber, dass in
China aktive Schweizer Firmen nicht stärker für Menschenrechtsverletzungen in China
zur Verantwortung gezogen werden sollen. Le Temps nannte die Strategie «vorsichtig»
und Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) beschrieb die Strategie der Zeitung gegenüber
als «sehr schweizerisch, sehr pragmatisch», wobei er dies für positiv erachtete, denn
«um etwas sagen zu können, müsse man den Dialog aufrecht erhalten». Auch  Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeigte sich in den Medien zufrieden mit der Strategie,
weil sie mit der veralteten Annahme aufräume, dass der Umgang mit China vornehmlich
wirtschaftlich-politisch und nur das Aussendepartement dafür zuständig sei. Kritischer
äusserten sich Fabian Molina (sp, ZH) und die Grünen zum Strategiepapier des
Bundesrats. Molina befürwortete zwar die einheitliche China-Strategie und die Kritik an
der Menschenrechtslage in China, war aber enttäuscht darüber, dass der Bundesrat
keine Antworten zum konkreten Umgang mit Menschenrechtsverletzungen gab. Die
Grünen lehnten die Strategie gar als Ganzes ab, da der Bundesrat die
Wirtschaftsinteressen über die Menschenrechte stelle. 
Wenige Tage nach Publikation der Strategie äusserte sich auch der chinesische
Botschafter in der Schweiz, Wang Shihting, dezidiert in einer virtuellen
Medienkonferenz dazu. Er bezeichnete die Vorwürfe westlicher Länder in Bezug auf die
Lage in der mehrheitlich von Uiguren bewohnten Region Xinjiang als «rein boshafte
politische Spekulationen» und wehrte sich auch gegen die in der Strategie geäusserten
Vorwürfe, dass China Industriespionage betreibe. Im Gegenzug äusserte er sich aber
optimistisch hinsichtlich einer Überarbeitung des chinesisch-schweizerischen
Freihandelsabkommens und versprach, dass China bereit sei dabei Kompromisse
einzugehen. 4

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Kapitalmarkt

A partir du 1er juillet 2021, les grands acteurs de la finance, comme les grandes banques
et assurances, devront publier des rapports sur les risques que les changements
climatiques font peser sur leur activité. Selon plusieurs spécialistes, cette décision
imposée par la FINMA est un premier pas en direction de la finance durable. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Banken

Der Bundesrat gab im November 2021 bekannt, dass er mit mehr Klimatransparenz
einen internationalen Spitzenplatz bei nachhaltigen Finanzanlagen erreichen möchte.
Er gab zu diesem Zweck zwei Empfehlungen an die Finanzbranche heraus. Zum einen
legte er den Akteuren nahe, «mit Hilfe von vergleichbaren und aussagekräftigen
Klimaverträglichkeits-Indikatoren Transparenz bei allen Finanzprodukten und
Kundenportfolien zu schaffen». Damit sollten die Anlegerinnen und Anleger darüber
informiert werden, wie klimafreundlich die Firmen sind, in welche investiert wird. Zum
anderen empfahl der Bundesrat der Finanzbranche, sich internationalen, so genannten
«Netto-Null Allianzen» anzuschliessen.
Des Weiteren sollten das EFD und das UVEK bis Ende 2022 in einem Bericht darlegen,
ob die Finanzbranche diese Empfehlungen umgesetzt hat. Falls die Umsetzung nicht zur
Zufriedenheit der Regierung ausfalle, sollen die beiden Departemente Vorschläge für
Massnahmen ausarbeiten. Schliesslich beauftragte der Bundesrat das EFD, das UVEK

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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und die FINMA bis Ende 2022 gegebenenfalls einen Entwurf vorzulegen, wie das
Finanzmarktrecht revidiert werden könnte, um das sogenannte Greenwashing zu
vermeiden. 6

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Le Conseil fédéral s’est prononcé en faveur de l’extension du Parc national. Il a
approuvé le projet de la commission fédérale ad hoc, dont l’objectif est de tripler la
surface du parc en faisant passer la zone centrale de 169 km2 à 200 km2 et en créant
une zone de protection de 300 km2. Dans cette zone tampon, les activités humaines
(chasse, pêche, agriculture et tourisme doux) seront tolérées, mais pas les nouvelles
constructions. En outre, les habitants de la commune de Lavin (GR), commune pilote
dans le cadre de l’élargissement du parc, ont donné leur feu vert (45 voix contre 26) à
l’entrée de la région communale dans la future zone centrale élargie et dans la nouvelle
zone tampon. Lavin est la première commune à s’être prononcée sur le projet
d’agrandissement qui devra encore passer par les Chambres fédérales (le message de
l’exécutif sur la modification de la loi sur le Parc national est attendu pour l’été 2000),
le Conseil d’Etat des Grisons (ordonnance) ainsi que les autres communes concernées
par l’agrandissement. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.03.1999
LAURE DUPRAZ

Allgemeiner Umweltschutz

Le directeur de l'Office fédéral de l'environnement (OFE) a annoncé qu'il mettait fin au
projet «Geneva Forum». Ce projet devait encourager le développement durable et
tenir un premier forum test au cours de l'année sous revue. L'annulation du projet a été
décidée, selon le directeur de l'OFE, en raison du fait que son contenu peinait à se
concrétiser et qu'il restait trop flou. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.01.1998
LAURE DUPRAZ

Le Conseil fédéral a adopté la Stratégie pour le développement durable 2016-2019, en
vue de réaliser les objectifs de l'Agenda 2030. Le plan d'action s'articule en neuf
champs thématiques: consommation et production, santé, sécurité sociale, cohésion
sociale et égalité des sexes, sécurité sociale, système économique et financier,
ressources naturelles, énergie et climat, formation, recherche, innovation,
développement urbain, mobilité et infrastructures. La stratégie définit pour chaque
champ une vision à long terme à concrétiser à travers des objectifs à moyen terme. Les
mesures prévues sont à mettre en œuvre de 2016 à 2019. La Confédération soutiendra
les acteurs (les partenaires de l’économie, de la société civile et des milieux
scientifiques, les cantons et les communes) impliqués dans la mise en œuvre en leur
fournissant des instruments, en coordonnant des activités comme par exemple le
Forum du développement durable. Elle entend renforcer ses engagements durables au
niveau international, en collaborant à la réalisation d'objectifs comme le respect des
droits de l’homme, le soulagement des populations dans le besoin et l'élimination de la
pauvreté extrême. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.01.2016
DIANE PORCELLANA

Der Bundesrat verabschiedete im Juni 2021 die «Strategie Nachhaltige Entwicklung
2030», welche an die Strategie für die Jahre 2016-2019 anschliesst. 
Der Bundesrat liess verlauten, dass er die Strategie allen voran als
Koordinationsinstrument zwischen den verschiedenen Politikbereichen versteht. In der
Strategie werden denn auch drei Schwerpunkte für die Umsetzung der 17 Ziele
(Sustainable Development Goals) der UNO Agenda 2030 präsentiert, bei denen gemäss
Bundesrat noch ein besonderer Handlungs- und Abstimmungsbedarf zwischen den
Politikbereichen besteht: die Bereiche «nachhaltiger Konsum und nachhaltige
Produktion», «Klima, Energie und Biodiversität» sowie «Chancengleichheit und sozialer
Zusammenhalt». Für diese Strategie hatte der Bundesrat im Übrigen erstmalig eine
breite Vernehmlassung durchgeführt, um insbesondere die Zivilgesellschaft, die
Wirtschaft und die Wissenschaft miteinzubeziehen. 
Gleichzeitig präsentierte der Bundesrat auch den Aktionsplan 2021-2023 für die
konkrete Umsetzung der Strategie in den ersten Jahren. Der Aktionsplan beinhaltet

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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verschiedenste Massnahmen in den drei genannten Schwerpunkten; so etwa
Massnahmen gegen Food waste oder zur Stärkung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts in den Quartieren. 10

Klimapolitik

Au printemps, le Conseil fédéral a actualisé sa stratégie pour le développement
durable en adoptant des lignes directrices et un plan d’action pour la période 2008-
2011. Parmi quelque trente mesures, le plan d’action prévoit notamment une loi sur le
climat pour régler les problèmes relevant du changement climatique et des dangers
naturels et une stratégie immobilière axée sur la réduction de la consommation
énergétique et des émissions de CO2 des bâtiments de la Confédération. Le Conseil
fédéral a cependant insisté sur le fait que ce plan d’action ne venait pas simplement
s’ajouter aux autres programmes existants, mais visait à infléchir les politiques
sectorielles menées dans ces programmes selon les principes du développement
durable. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.04.2008
NICOLAS FREYMOND

Im März lancierte der Bundesrat ein Pilotprogramm zur Anpassung an den
Klimawandel. Hiermit will der Bund innovative Projekte mit Beispielcharakter, die zur
Verringerung der Klimarisiken und zur Steigerung der Anpassungsfähigkeit an den
Klimawandel beitragen, anstossen und finanziell unterstützen. Interessierte Kantone,
Regionen und Gemeinden sowie weitere engagierte Kreise können ihre Projektideen
beim BAFU anmelden. Nach einer Vorselektion werden die Bewerber eingeladen, einen
Projektantrag zu stellen. Voraussichtlich können 15 Projekte subventioniert werden. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.03.2013
MARLÈNE GERBER

Abfälle

Der Ständerat schrieb das Postulat «Massnahmen zur Qualitätssicherung des PET-
Getränkeflaschen Recyclingsystems in der Schweiz» von Robert Cramer (gp, GE) im
Herbst 2020 ab. Der Bundesrat hatte die Abschreibung beantragt, nachdem er im
November 2019 den Bericht in Erfüllung des Postulates publiziert hatte. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) MENA-Strategie; Medienmitteilung Bundesrat vom 14.10.20
2) Leitlinien Menschenrechte 2021-2024; Medienmitteilung EDA vom 3.6.21
3) Amerikas-Strategie 2022-2025
4) China Strategie 2021-2024; Medienmitteilung Bundesrat vom 19.3.21; AZ, LT, Lib, 20.3.21; NZZ, 23.3.21; WOZ, 25.3.21
5) CdT, LT, NZZ, 1.6.21; Lib, 11.6.21
6) Medienmitteilung Bundesrat vom 17.11.21
7) BüZ, 6.5.99; NZZ, 27.5.99; Presse du 24.3.99
8) NQ, 28.1.98
9) Agenda 2030; Communiqué de presse ARE du 17.6.16; Communiqué de presse CF, DETEC, ARE du 27.1.16; Stratégie puor le
développement durable 2016-2019; BaZ, 27.1., 28.1.16; WW, 18.2.16
10) Medienmitteilung Bundesrat vom 23.6.21; Strategie Nachhaltige Entwicklung vom 23.6.21
11) Presse du 17.4.08.
12) Medienmitteilung BAFU vom 18.3.13.
13) BBl 2020, 3359
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